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Nicht für die Amtliche Sammlung! 2337 064 •«
Gesetz? StVO §§ 1, 57 Abs 2 Satz 1

Rechtssatz: Ist dem Fussgänger ausnahmsweise gestattet, 
die Autobahn zu überschreiten, so muss er 
auf deren Zweckbestimmung, dem Schnellver­
kehr zu dienen, Rücksicht nehmen und vor so­
wie beim Überschreiten der Fahrbahn höchste 
Vorsicht walten lassen.

Aktenzeichen: VI ZR 519/54
Urteil des BGH v. 15- Juni 1955 OIG Stuttgart



VI ZR 319/5

Verkündet am 15» Juni 1955 
Maleäsa, Justizsekretär 
als Urkundsbeamter der Ge­
schäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

Vertreter, S|des Fritz K
KBD-Strasse

----- Beklagten und Revislunsklägers,
Prozessbevollmächtigters Rechtsanwalt Br,

gegen

11 Frau Anna R f / / / )  geb * S|BB I«B-Strasse Bfc
2, Frl. Ruth B B ,  vertreten durch ihren Pfleger, 

den Bäcker Wilhelm R B  in
Klägerinnen und Revisionsbeklagte, 

Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br«

hat der VI, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf 
die mündliche Verhandlung vom 8, Juni 1955 unter 
Mitwirkung der Bundesrichter Br« Kleinewefers, Hane- 
beck, Br. Bode, Br. Hauss und Erbel für Recht er­
kannt:

1 *

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des 
3» Zivilsenats des Oberlandesgerichts Stuttgart 
vom 30« September 1954 teilweise aufgehoben«

Auf die Berufung des Beklagten wird das am 18. De­
zember 1953 an Verkündungs Statt zugestellte Grund
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urteil der 7* Zivilkammer des Landgerichts Stutt­
gart wie folgt geänderts

Der bezifferte Klageanspruch von 566,06 Ulf 
und der Rentenanspruch der Klägerin Ruth Ruf 
werden dem Grunde nach insoweit für gerecht- 

. fertigt erklärt, als die Klägerinnen ein Drit­
tel des ihnen aus dem Unfall vom 15.. April 
1952 entstandenen Schadens begehren und die 
Ansprüche nicht auf Sozialversicherungsträ­
ger üb er gegangen sin’d̂
Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

Die weitergehenden Rechtsmittel werden zurückge­
wiesen»

Die Entscheidung über die Kosten des Berufungs­
und Revisionsverfahrens bleibt dem Landgericht 
Vorbehalten.
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Tatbestand 5

Am 15* April 1952 fuhr der Beklagte gegen 8,15 Uhr 
mit seinem Personenkraftwagen (Volkswagen), in dem sich 
ausser ihm noch vier Personen befanden, auf der Autobahn 
von Stuttgart in Richtung Ulm. Etwa 200 m nach dem Kilo­
meter 197,5 kreuzt ein von Echterdingen kommender Feld­
weg von rechts her in schräger Richtung die Autobahn- 
400 m vor der Einmündung des Feldweges ist das Warnzei­
chen "Achtung allgemeine-Gefahrenstelle" und 200 m vor 
der Einmündung ein Schild mit der Aufschrift "Kreuzung 
200 m" aufgestellt. In Höhe des Kilometers 197,5 über­
holte der Beklagte mit einer Geschwindigkeit von etwa 
60 bis 65 km einen 1 4 m langen Lastzug, der mit einer 
Stundengeschwindigkeit von etwa 40 km fuhr- Während des 
Überholens überschritt der Strassenbahnschaff ner a.D„ 
Wilhelm R^t der mit seinem Arbeitsgerät aus dem Echter­
dinger Feldweg kam, die Autobahn« Er wurde kurz vor Er­
reichen des Grünstreifens zwischen den beiden Fahrbahnen 
der Autobahn von dem Personenkraftwagen des Beklagten er­
fasst, über 30 m mitgeschleift und so schwer verletzt, 
dass er bald darauf verstarb.

Die Klägerin Anna I4P ist die Witwe des Getöteten, 
die Klägerin Ruth Ri^^ seine Tochter, Sie haben vorgebracht« 
der Beklagte habe auf der als allgemeine Gefahrenstelle 
gekennzeichneten Strecke nicht Überholen dürfen« Als er 
den Fussgänger auf eine Entfernung von 200 m zum ersten 
Hai gesehen habe, habe er sofort stark bremsen und das 
Überholen abbrech!Sn?e§?att dessen habe er seine Geschwin- 
digkeit durch Wegnahme des Gases nur mässig herabgesetzt 
und sei mit rechts heraus gestelltem Winker auf der lin­
ken Fahrbahn weitergefahren- Erst im Augenblick des Zu-
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saminenstosses habe er scharf gebremst. Selbst wenn der Be­
klagte, wie er behauptet, den Fussgänger erst auf 50 m ge­
sehen habe, habe er den Unfall durch Bremsen und Abbrechen 
des Oberholvorgangs vermeiden können. Da der Fussgänger 
kurz vor der Grünflache gewesen sei, habe der Beklagte 
ohne weiteres rechts an ihm vorbeifahren können, denn die 
9 m breite Autobahn biete so viel Platz, dass notfalls 
drei Fahrzeuge nebeneinander fahren könnten.

Die Klägerinnen-haben ein Mit verschulden des Verun- -
glückten in Rechnung gestellt und den Beklagten für drei
Viertel des ihnen entstandenen Schadens verantwortlich
gemacht. Sie haben von ihm Zahlung von 566,06 DM sowie
folgende Renten verlangt:

Anna Rj^^für dis Zeit vom 1, Mai 1952 bis 31« Dezem­
ber 1959 monatlich 13,65 DM,
Ruth für die Zeit vom 1 • Mai 1952 bis 31 * Dezem­
ber 1959 monatlich 112,50 DM und für die Zeit vom
1. Januar i960 bis 31- Dezember 1964 monatlich 
60,75 DM.

Der Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt und 
geltend gemacht, er habe nicht*gewusst und nicht wissen 
können, dass die Autobahn an der Unfallstelle von einem 
Feldweg gekreuzt werde; die auf die Kreuzung hinweisen­
den Verkehrszeichen habe er nicht sehen können, weil die 
Sicht durch den Lastzug behindert gewesen sei. Den Fuss- 
gänger habe er erst auf eine Entfernung von etwa 50 m ge­
sehen, als er mit seinem Personenkraftwagen in gleicher 
Höhe mit dem Führerhaus des überholten Lastkraftwagens ge­
wesen sei. Auf diese Entfernung habe er 'den Wagen nicht 
zum Halten bringen können. Hierzu seien 65 m nötig gewe­
sen, denn der reine Bremsweg betrage 38 m, ferner müsse 
ihm* eine Schreck- und Reaktionszeit von wenigstens 1,5 Se-
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künden zugebilligt werden, in welcher das Fahrzeug noch 
weitere 27 m zurückgelegt hätte. Seine Geschwindigkeit 
habe er zunächst nur mässig herabsetzen können, weil er 
den ÜberholungsVorgang habe abschliessen müssen. Sonst 
wäre er von dem Lastzug wieder eingeholt worden. Er habe 
rechts an dem Fussgänger vorbeikommen können und daher 
richtig gehandelt, wenn er Signal gegeben und den Winker 
nach rechts gestellt habe. Der Fussgänger sei jedoch ent­
gegen aller Erwartung stehen geblieben, habe sich umge­
dreht, sei etwas zurückgelaufen, habe sich dann wieder —  
umgedreht und die Strasse in der alten Richtung weiter 
überquert. Darauf sei ihm, dem Beklagten, nichts anderes 
übrig geblieben, als den Wagen nach links zu ziehen, 
sei ihm dann vor den Wagen gelaufen. Der Unfall sei daher 
für den Beklagten ein unabwendbares Ereignis im Sinne des 
§ 7 Abs 2 StVG gewesen. Jedenfalls treffe den Fussgänger 
ein überwiegendes Mitverschulden, denn dieser habe beim 
Überschreiten der für den Schnellverkehr bestimmten Auto­
bahn ganz besondere Sorgfalt walten lassen, insbesondere 
damit rechnen müssen, dass ein schnelleres Fahrzeug den 
Lastzug überholte.

Das Landgericht hat in einem Grundurteil entschie­
den, dass der Beklagte den Klägerinnen den aus dem Unfall 
entstandenen Schaden zu drei Vierteln zu ersetzen hat.
Die Berufung des Beklagten ist ohne Erfolg geblieben; je­
doch hat das Berufungsgericht durch Ergänzung des Urteils­
spruchs klargestellt, dass die Ersatzpflicht gegenüber der 
Klägerin Anna R ^ n u r  besteht, soweit ihre Ansprüche nicht 
nach § 1542 RVO auf Soziälversicherungsträger übergegangen 
sind oder Übergehen werden.

Gegen dieses Urteil des Berufungsgerichts richtet



sich die Revision des Beklagten, mit der er seinen Klage­
abweisungsantrag weiter verfolgt- Die Klägerinnen beantra­
gen, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe: 

Die Revision ist zum feil begründet«

I.
Unbegründet ist die Verfahrensrüge, mit welcher die 

Revision Verletzung des § 304 ZPO mit der Begründung gel­
tend macht, das Berufungsgericht habe im Verfahren über 
den Grund des Anspruchs auch die Dauer der Renten prüfen 
müssen. Allerdings gehört die Festsetzung der Rentendauer 
grundsätzlich zum Grund des Anspruchs. Da die Zulassung 
eines Grundurteils in § 304 ZPO vor allem auf prozessua­
len Zweckmässigkeitserwägungen beruht, kann es aber aus 
den gleichen Erwägungen der Zweckmässigkeit verantwortet 
werden, die Festsetzung der Rentendauer (Beginn und Ende 
einer Rente) dem Betragsverfahren vorzubehalten, jedoch 
bedarf es dann mindestens in den Urteilsgründen eines ent­
sprechenden Vorbehalts (Urteile des Bundesgerichtshofs vom 
26, November 1953 - III ZR 26/52 - VersR 1954, 83 und vom 
26. März 1953 - VI ZR 109/52 - VersR 1953, 210). Dass der 
Rentenanspruch entsprechend dem Antrag der Klägerinnen ab 
I. Mai 1952 (Unfalltag 15- April 1952) zuzubilligen ist, 
ergibt sich eindeutig aus den Entscheidungsgründen des an­
gefochtenen Urteils und wird auch von der Revision nicht 
angezweifelto Dem Zusammenhang der Urteilsgründe ist aber
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auch zu entnehmen, dass das Berufungsgericht die Festset­
zung des Endes der Rente dem Verfahren Uber die Höhe des 
Anspruchs Vorbehalten wollte. Das ist aus den angeführten 
Gründen rechtlich nicht zu beanstanden*

II.
In der Sache selbst liegen der Entscheidung des Be-' 

rufungsgerichts folgende Feststellungen zugrunde:

Der Beklagte erreichte mit seinem Volkswagen unge­
fähr 200 m vor der Kreuzung des Echterdinger Feldweges 
mit der Autobahn beim Überholen den Motorwagen des last- • 
zuges. 80 m vor der Kreuzung hatte er sich mit dem hinte­
ren Teil seines Fahrzeuges über die Spitze des Lastzuges 
hinausgeschoben. In einer Entfernung von 50 m bis zur 
Kreuzung sah der Beklagte den Fussgänger, als dieser 
sich etwa einen Meter links des Teerstreifens befand, der 
die Mitte der nach Ulm führenden Fahrbahn kenntlich macht. 
Der Beklagte sah auch, dass der Fussgänger langsam die 
Fahrbahn in senkrechter Richtung auf den Grünstreifen zu 
überquerte. Er gab sogleich Warnzeichen, zeigte durch den 
Winker an, dass er nach rechts ausbiegen, also hinter dem 
Fussgänger vorbeifahren wolle, und bremste leicht. Auf das 
Signal hielt a m  einen Augenblick an, blickte kurz nach 
links und ging dann langsam auf den Grünstreifen zu wei­
ter, ohne sich nach dem Personenkraftwagen umzusehen. Als 
er etwa einen Schritt vor dem 40 cm breiten Asphaltstrei­
fen angelangt war', der entlang dem Grünstreifen verläuft, 
hatte sich der auf der linken Fahrbahnhälfte weiterfah­
rende Beklagte bis auf 10 m genähert. Der Beklagte gab 
nun ein zweites Signal. Ri^^sah erschreckt auf und wurde
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gleich danach von dem Personenkraftwagen des Beklagten, 
der einen vergeblichen Bremsversuch unternahm, erfasst»

III.
Bei der rechtlichen Würdigung dieses Sachverhalts 

hat das Berufungsgericht zutreffend angenommen, der Be­
klagte sei verpflichtet gewesen, beim Ansichtigwerden 
des Fussgängers so stark zu bremsen, dass er notfalls vor 
dem Fussgänger habe halten oder der Fussgänger seinen Weg 
über die Fahrbahn habe beenden können. Wie das Berufungs­
gericht feststellt, war der Fussgänger unaufmerksam und 
achtete beim Überqueren der Strasse nicht auf die Fahrbahn. 
Der Beklagte konnte nicht damit rechnen, dass auf das 
Warnzeichen verharren und den Kraftwagen an sich vorbei­
lassen würde. Wie das Berufungsgericht mit Hecht angenom­
men hat, lag es nicht ausserhalb der Erfahrung«, .dass 
nach kurzem Verhalten den Versuch unternahm, noch vor dem 
herannahenden Kraftfahrzeug die Strasse zu überqueren- Mit 
dieser Möglichkeit war umsomehr zu rechnen, als der Beklag­
te den Winker seines Wagens nach rechts herausgestellt und 
damit zu erkennen gegeben hatte, dass er hinter dem Fuss­
gänger vorbeifahren wollte. Setzte seinen Weg über die 
Strasse fort, so bestand die Gefahr, dass er in die Fahr­
bahn des Kraftwagens kam. Blieb er stehen oder trat er zu­
rück, so war es nach den Feststellungen des Berufungsge­
richts mit Rücksicht auf den herankommenden Lastzug zwei­
felhaft, ob der Beklagte, wie er nach seiner Behauptung 
ursprünglich vorhatte, rechts vorbeifahren und sich wie­
der vor den Lastzug setzen konnte, ohne sich oder den 
Fussgänger zu gefährden. Als der Beklagte den Fussgänger 
auf eine Entfernung von 50 m sehen konnte und sah, fuhr



er mit einer Geschwindigkeit von 60 his 65 km/st. In die­
ser Lage konnte der Beklagte eine Gefährdung des Fuss- 
gängers, dessen weiteres Verhalten ungewiss war, nur da­
durch verhindern, dass er seine Geschwindigkeit wenig­
stens solange stark herabsetzte, bis er Gewissheit er­
langt hatte, wie B e s i e h  beim Bemerken des Kraftfahr­
zeugs verhalten würde. Bas musste bei gehöriger Aufmerk­
samkeit auch der Beklagte erkennen. Es ist ihm daher mit 
Recht als eine Ausserachtlassung der im Verkehr erforder­
lichen Sorgfalt zur Last geleg±_worden, dass er beim Be­
merken des den Verkehr nicht beachtenden Fussgängers 
nicht alsbald nachhaltig gebremst hat. Eine so ungeklär­
te Verkehrslage, wie sie hier gegeben war, verpflichtet 
den Kraftfahrer zu besonderer Vorsicht, insbesondere zu 
einer nachhaltigen Verminderung der Fahrgeschwindigkeit,

Bas Urteil des Bundesgerichtshofs vom 12. März 1952 
- 5 StR 954/52 -, auf das die Revision hinweist, vermag 
keine andere Beurteilung zu rechtfertigen. Hach dieser 
Entscheidung kann einem Kraftfahrer, dem in nur 6 Sekun­
den die Wahl zwischen mehreren unfallverhütenden Mass­
nahmen bleibt, nur dann ein Vorwurf aus der Wahl des fal­
schen Mittels gemacht werden, wenn sich ihm die Ungeeig­
netheit nach allgemeinen Erfahrungssätzen oder auf Grund 
besonderer, aus der Sachlage genommener Erkenntnisse auf- 
drängen musste. Bieser Grundsatz lässt sich auf den hier 
gegebenen Fall nicht anwenden, denn bei der Verkehrsläge, 
wie sie sich für den Beklagten ergab, standen nicht meh­
rere Massnahmen zur Verhütung des Unfalls zur Wahl. Ob 
der Beklagte auf der linken Fahrbahnhälfte verbleiben 
konnte oder ob es zweckmässig war, das Fahrzeug nach 
rechts zu wenden und hinter dem Fussgänger vorbeizufah­
ren, hing offensichtlich von dem völlig ungeklärten Ver-
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halten des Fussgängers ab. Der Beklagte ist, ohne die 
Geschwindigkeit seines Wagens wesentlich zu vermindern, 
in diese ungeklärte gefährliche Verkehrslage hineinge­
fahren, weil er annahm, dass sie sich in einem bestimm­
ten Sinne klären und gefahrlos stellen werde. Das war 
fahrlässig, denn darauf, dass die Verkehrslage sich in 
einer bestimmten Richtung entwickeln werde, darf der 
Kraftfahrer nur vertrauen, wenn er dieser Entwicklung 
sicher sein kann. So lag der Fall aber hier nicht*

Der Revision kann auch nicht zugegeben werden, 
dass dem Beklagten nicht genügend Beit verblieben wäre, 
um der plötzlich auftauchenden Gefahr zu begegnen. Frei­
lich brauchte der Beklagte, da er die Warnzeichen am 
Rande der Autobahn und auch den Feldweg nach Annahme des 
Berufungsgerichts schuldlos nicht bemerkt hatte, nicht 
damit zu rechnen, dass ein Fussgänger ohne jede Vorsicht 
die dem Schnellverkehr dienende Autobahn überschreiten 
werde. Es muss ihm daher, wie die Revision mit Recht her­
vorhebt, neben der stets zu berücksichtigenden Reaktions­
zeit auch die sogenannte Schreckzeit zugebilligt werden. 
Welcher Bremsweg unter diesen Umständen nötig gewesen 
wäre, um das Fahrzeug zum Halten zu bringen, kann jedoch 
dahingestellt bleiben, denn nach den Feststellungen des' 
Berufungsgerichts wäre der Beklagte auch bei Berücksich­
tigung der Reaktions- und Schreckzeit jedenfalls in der 
Lage gewesen, an dem Fussgänger vorbeizufahren, ohne ihn 
zu gefährden. Das ergibt sich allein aus der Tatsache, 
dass der Fussgänger im Zeitpunkt des Unfalls den Grün­
streifen schon fast erreicht hatte.

Wäre aber, wie das Berufungsgericht feststellt, 
bei nachhaltigem Bremsen so viel Zeit gewonnen worden,
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dass der Fussgänger ungefährdet den Grünstreifen erreicht 
hätte, so kann auch nicht zweifelhaft sein, dass das ver­
kehrswidrige Verhalten des Beklagten ursächlich für den 
Unfall war« Der Beklagte hat daher, wie das Berufungsge­
richt zutreffend angenommen hat, nach §§ 823 Abs 1 und. 
823 Abs 2 BGB in Verbindung mit § 1 StVO sowie nach § 7 
StVG für den entstandenen Schaden einzustehen.

—  IV. ----
Dagegen unterliegen die weiteren Ausführungen, in 

denen das Berufungsgericht ein weiteres Verschulden des 
Beklagten bejaht hat, durchgreifenden rechtlichen Beden­
ken. Die Frage, ob den Beklagten ein weiteres Verschul­
den trifft, spielt zwar für die Beurteilung, ob er über­
haupt haftet, keine Rolle. Sie ist aber im Rahmen des 
§ 254 BGB bei der Prüfung des Umfangs seiner Ersatz­
pflicht von Bedeutung.

1. Das Berufungsgericht hat ein weiteres Verschulden 
des Beklagten darin gesehen, dass er ohne berechtigenden 
Grund nach links ausgebogen sei. Dafür, dass Ruf auf das 
Warnzeichen einige Schritte zurückgegangen sei, sei kein 
Beweis erbracht. Dem kurzen Stehenbleiben des Fussgän- 
gers habe der Beklagte nicht entnehmen können, dass die­
ser ihn erst vorbeilassen werde. Es sei eine allgemeine 
Erfahrungstatsache, dass ein Fussgänger, der unaufmerk­
sam oder in Gedanken versunken über die Strasse gehe, 
beim Hören eines Warnzeichens zuerst einmal anhalte. Da­
mit habe auch der Beklagte rechnen müssen. Ferner ent­
spreche es allgemeiner Erfahrung, dass ein Fussgänger 
nach Abschätzen der Situation nach Möglichkeit seinen



Weg fortsetze, zumal wenn ihm, wie hier, von hinten 
durch einen Lastzug Gefahr drohe und er aus der Winker­
stellung des Personenkraftwagens entnehmen müsse, dass 
dieser hinter ihm vorbeifahren werde.

Lem Pussganger hat das Berufungsgericht zur Last 
gelegt, dass er beim Überschreiten der Autobahn nicht 
die erforderliche Sorgfalt beobachtet habe. Da die Au­
tobahn dem schnellen Kraftfahrzeugverkehr diene, müsse 
ein Fussgänger, der sie betrete, sich besonders genau und 
laufend vergewissern, ob das überschreiten ohne Gefahr 
möglich sei. Sr müsse auch damit rechnen, dass sich hin­
ter einem herankommenden Fahrzeug noch ein schnelleres 
Fahrzeug befinde, das überholen wolle. Da Ruf das alles 
unbeachtet gelassen habe, treffe ihn ein erhebliches ei­
genes Verschulden, das dazu führe, den Klägerinnen 3/4 
ihres Schadens dem Grunde nach zuzubilligen.

2. Soweit das Berufungsgericht angenommen hat, dem Be­
klagten falle auch das Abbiegen nach links als fahrlässi­
ge Verkehrswidrigkeit zur Last, halten seine Ausführungen 
einer rechtlichen Prüfung nicht stand. Es hat ausgeführt, 
es sei kein Beweis dafür erbracht, dass der Fussgänger 
ein paar Schritte zurückgegangen sei. Wie die Revision 
mit Recht geltend macht, ist damit die Beweislast ver­
kannt. Im Rahmen des § 823 BGB hatten die Klägerinnen zu 
beweisen, dass der Beklagte sich über das mit Recht be­
jahte erste Verschulden (ungenügende Herabsetzung der 
Geschwindigkeit beim Sehen des Fussgängers) hinaus eine 
weitere Fahrlässigkeit hat zuschulden kommen lassen. Sie 
hatten daher zu beweisen, dass der Fussgänger durch sein 
Verhalten keinen Anlass zu dem Fehlschluss des Beklagten
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gegeben hat* Dass dieser Beweis nicht erbracht ist, hat 
ersichtlich auch das Berufungsgericht angenommen« Damit 
entfällt aber die Möglichkeit, dem Beklagten das Aus- 
weichen nach links, das mehr oder weniger eine Folge sei­
nes ersten verkehrswidrigen Verhaltens war, als weiteres 
Verschulden anzurechnen.

Dieser Rechtsirrtum des Berufungsgerichts hat auch 
seine Abwägung der beiderseitigen Verantwortlichkeit 
(§.234-JBGB) beeinflusst, denn es hat hierbei rechtsirrig 
ein doppeltes Verschulden des Beklagten zu dessen Lasten 
in die Waagschale geworfen. Wegen dieses Rechtsfehlers 
kann die im Berufungsurteil vorgenommene Verteilung des 
Schadens keinen Bestand haben.

Für die nach § 234 BGB vorzunehmende Abwägung ste­
hen alle massgebenden Tatsachen fest. Da es keiner weite­
ren Aufklärung bedarf, ist das Revisionsgericht in der
Lage, selbst abzuwägen« Da- .. - — ,-- -f-----
bei ist dem Beklagten anzurechnen, dass der Unfall durch 
seinen Kraftwagen venirsacht worden ist und die Betriebs­
gefahr des Fahrzeugs durch die fehlerhafte Fahrweise des 
Beklagten sowie dadurch erhöht war, dass der Wagen mit 
rechts herausgestrecktem Winker nach links fuhr. Anderer­
seits hat auch R 0  durch sein Verhalten den Unfall ver­
ursacht* Er hat sich in grob leichtfertiger Weise einer 
eigenen Gefährdung ausgesetzt.

Rach § 37 Abs 2 Satz 1 StVO sind Fahrbahnen auf dem 
kürzesten Wege quer zur Fahrtrichtung mit der nötigen Vor­
sicht und ohne Aufenthalt zu überschreiten. Das gilt in 
verstärktem Maße für das Überschreiten einer Autobahn.
Die Autobahnen sind grundsätzlich nur für den Schnell-
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verkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt. Ist, wie hier, dem 
Kussgänger ausnahmsweise das Überqueren der Autobahn ge­
stattet, weil ein Feldweg darüber seinen Fortgang nimmt, 
so muss der Fussgänger der Zweckbestimmung der Autobahn, 
dem schnellen Kraftfahrzeugverkehr zu dienen, Rechnung 
tragen. Rur eine solche Rücksicht, die der Grundregel 
des § 1 StVO entspricht, ist geeignet, die besonderen 
Gefahren des Schnellverkehrs zu vermeiden. Der Fussgän­
ger muss vor und beim Überschreiten der Autobahn grösste 
Vorsicht walten lassen. Dazu gehört, dass er s4ch vor 
dem 3etreten der Fahrbahn sorgfältig danach umsieht, ob 
sich ein Kraftfahrzeug nähert. Herankommende Fahrzeuge 
muss er erst vorbeifahren lassen. Vor Kraftfahrzeugen, 
die in weiter Entfernung sichtbar sind, darf der Fussgän­
ger nur dann noch über die Fahrbahn gehen, wenn ihr Her­
ankommen an den Fussgänger auch bei Berücksichtigung ei­
ner etwaigen hohen Geschwindigkeit ganz ausgeschlossen 
ist und er gewiss sein kann, dass er den bepflanzten Mit­
telstreifen zwischen den beiden Fahrbahnen erreichen wird, 
ohne dadurch sich und andere zu gefährden oder den Führer 
eines Kraftfahrzeugs in seiner freien Fahrt irgendwie zu 
beeinträchtigen. Nähert sich wie im vorliegenden Falle 
ein Lastzug oder ein anderes nicht sehr schnell fahren­
des Fahrzeug, so muss der Fussgänger, wie das Berufungs­
gericht mit Recht angenommen hat, auch damit rechnen, 
dass hinter oder neben diesem Fahrzeug ein schnellerer 
Kraftwagen herankommt, der überholen will und dabei die 
überholbahn benutzen muss. Auch ein solches Fahrzeug muss 
der Fussgänger erst vorbeifahren lassen, bevor er sich 
anschickt, die Fahrbahn zu betreten. R ^ h a t  schon ge­
gen diese Pflichten verstossen, wie ersichtlich auch das 
Berufungsgericht angenommen hat.
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V

Er hat aber auch beim Überschreiten der Fahrbahn 
die ihm obliegenden Verkehrspflichten gröblich vernach­
lässigte Auch beim Überschreiten der Fahrbahn muss der 
Fussgänger die grösste Vorsicht anwenden und ständig auf 
den Verkehr achten, der hier nur aus einer Richtung kom­
men kann. Dabei muss er beim Weiterschreiten seine beson­
dere Aufmerksamkeit der Überholbahn widmen und notfalls 
an der Fahrbahnmitte stehen bleiben und auf der Überhol­
bahn herankommende Fahrzeuge erst vorbeifahren lassen, 
wenn er nicht sicher damit rechnen darf, vor ihrem Her­
annahen die zweite Fahrbahnhälfte ganz überquert und die 
Fahrbahn wieder verlassen zu haben. Soweit nicht ein durch 
die Verkehrslage bedingtes Stillstehen auf der Fahrbahn in 
Betracht kommt, muss der Fussgänger auch bemüht sein, die 
Fahrbahn möglichst schnell zu überqueren und bald den Grün­
streifen zu erreichen. R^Phat den auf der Überholbahn her­
ankommenden Kraftwagen des Beklagten erst auf das Warnzei­
chen hin bemerkt und ist auch dann nach einem kurzen Anhal­
ten langsam und ohne Beachtung des Kraftwagenverkehrs wei­
tergegangen. Auch wenn er sich, besonders angesichts des 
rechts herausgestellten Winkers, auf die anerkannte Fahr­
regel eingestellt hat, dass der Kraftfahrer tunlichst hin­
ter einem die Strasse überquerenden Fussgänger vorbeifah­
ren soll (Urteil BGH vom 18. Januar 1955 - II StR 417/54 - 
NJW 1955, 510 Nr 15) und daher angenommen hat, der Beklag­
te werde hinter ihm vorbeifahren, so ist sein Gesamtver­
halten gleichwohl grob fahrlässig. Da dieses erhebliche 
eigene Verschulden des R ^ i n  seiner Ursächlichkeit für 
den Unfall das Verschulden des Beklagten überwiegt, hielt 
der Senat es für angemessen, die Pflicht zur Schadenstra­
gung nur zu einem Drittel dem Beklagten aufzuerlegen und 
die Klägerinnen zu zwei Dritteln an der Schadenstragung
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zu beteiligen. Daher waren die beiden Vorderurteile ent­
sprechend zu ändern und die Rechtsmittel des Beklagten, 
soweit sie erfolglos waren, zurückzuweisen. Soweit die 
Klägerin Anna R h e i n e  Rente begehrt, war ihre Klage ab­
zuweisen. Da sie vom Württembergischen Unfaliversicherungs 
verband und von der Landesversicherungsanstalt Württemberg 
Renten von insgesamt 98,30 DM im Monat erhält, ist ihr Ren 
tenanspruch gegen den Beklagten nach § 1542 RVO voll auf 
die sozialen Versicherungsträger übergegangen. Das ist be­
reits im Verfahren über deir"Grund des Anspruchs zu berück­
sichtigen.

Im Nachverfahren über die Höhe der verbleibenden 
Klageansprüche wird das Landgericht auch über die Kosten 
des Berufungs- und Revisionsverfahrens zu entscheiden ha­
ben.

Dr. Kleinewefers Hanebeck Dr. Bode Dr. Hauss Erbel
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